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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Staatsrechnung

In der Sommersession 2021 behandelte das Parlament die Staatsrechnung 2020. Im
erstberatenden Ständerat präsentierte Kommissionssprecher Hegglin (mitte, ZG) die
Zahlen zu diesem ausserordentlichen Rechnungsjahr und verwies dabei insbesondere
auf die CHF 16.1 Mrd., welche der Bund Corona-bedingt schlechter abschloss, als
veranschlagt worden war. Daneben stellte er auch die grossen Einnahmerückgänge –
insgesamt sanken die Einnahmen im Vergleich zum Vorjahr um 3.4 Prozent – in den
Mittelpunkt: Die Einnahmen der Mehrwertsteuer (-1.8%), der Verrechnungssteuer (-
37.5%) oder der Mineralölsteuer (-6%) nahmen allesamt deutlich ab. Nach einer kurzen
Debatte darüber, was nun mit den Schulden auf dem Amortisationskonto geschehen
soll, hiess der Ständerat die Staatsrechnung 2020, die Rechnung des
Bahninfrastrukturfonds 2020 sowie die Rechnung des NAF 2020 einstimmig (mit jeweils
44 zu 0 Stimmen) gut.

Etwas mehr zu reden gab die Staatsrechnung einige Tage später in der grossen Kammer.
«[...] La période des vaches grasses est révolue», fasste Kommissionssprecher
Gschwind (mitte, JU) die aktuelle Finanzsituation mit einem Defizit von CHF 15.8 Mrd.
zusammen. Dennoch hätten die Vorgaben der Schuldenbremse mit einem strukturellen
Überschuss von CHF 1.7 Mrd. erfüllt werden können, allerdings nur aufgrund der in der
Schuldenbremse vorgesehenen Möglichkeit, Ausgaben ausserordentlich zu verbuchen –
im Jahr 2020 wurden CHF 14.7 Mrd. ausserordentlich auf das Amortisationskonto
gebucht. Die Bruttoschulden des Bundes stiegen Corona-bedingt um CHF 6.6. Mrd. an,
die Schuldenquote liegt neu bei 14.7 Prozent des BIP, wie der zweite
Kommissionssprecher Egger (svp, SG) ergänzte. In der Folge schwankte die Beurteilung
der Situation zwischen «schwindelerregende Zahlen» respektive einem «Horrorfilm»
(Guggisberg, svp, BE), und «in vielerlei Hinsicht ein erstaunlich normales Jahr»
(Wettstein, gp, SO) respektive «von der Spannung beim Lesen [...] schon eher mit einem
Telefonbuch vergleichbar» (Siegenthaler, mitte, BE). Gemeinsam hatten die
Sprechenden, dass sie mit Spannung den Vorschlag des Bundesrates zum Abbau dieser
Schulden auf dem Amortisationskonto im Herbst 2021 erwarteten. Finanzminister
Maurer kündigte diesebezüglich eine Vernehmlassung zur Änderung des
Finanzhaushaltsgesetzes an. Trotz dieser unterschiedlichen Beurteilungen der Situation
war die Annahme der Staatsrechnung nicht umstritten: Mit 181 Stimmen nahm der
Nationalrat die Staatsrechnung 2020 ohne Gegenstimmen, aber mit Enthaltung von
Stefania Prezioso (egsols, GE) an. Einzelne Gegenstimmen gab es hingegen bei der
Rechnung des Bahninfrastrukturfonds 2020 (180 zu 3 Stimmen bei 1 Enthaltung) sowie
bei der Rechnung des Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrsfonds 2020 (180 zu
3 Stimmen bei 2 Enthaltungen). 1
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In der Sommersession 2023 beriet das Parlament die Staatsrechnung 2022. Im
Ständerat übernahm Kommissionssprecherin Gapany (fdp, FR) die Präsentation der
ganzen Vorlage, während sich in früheren Debatten der Staatsrechnung jeweils auch die
Präsidentinnen und Präsidenten der Subkommissionen zu Wort gemeldet hatten. Im
Zentrum ihres Votums standen die verschiedenen Krisen – die Covid-19-Pandemie, die
Energie-Krise sowie der Krieg in der Ukraine –, welche sie kumuliert als Hauptschuldige
dafür ausmachte, dass das ordentliche Finanzierungsdefizit höher ausfiel, als es die
Schuldenbremse erlaubte. Finanzministerin Keller-Sutter stellte hingegen vor allem die
tieferen Einnahmen bei der Verrechnungssteuer in den Mittelpunkt: Diese würden zwar
in den einzelnen Jahren teilweise deutlich von den Prognosen abweichen, über die
Jahre glichen sich die Mehr- und Mindereinnahmen jedoch wieder aus. Das sei auch
zum gegebenen Zeitpunkt zu erwarten. Einig waren sich die Kommissionsprecherin und
die Bundesrätin darin, dass es der Schweiz im internationalen Vergleich noch immer gut
gehe. Während Gapany im Namen der FK-SR eine «rigorose und bedarfsorientierte
Haushaltsführung» forderte, verwies die Finanzministerin auf die Motion der
ständerätlichen Finanzkommission zur Überprüfung der staatlichen Aufgaben und
Leistungen. Einstimmig (mit 39 zu 0 Stimmen) nahm der Ständerat die drei
Bundesbeschlüsse über die Eidgenössische Staatsrechnung für das Jahr 2022, über die
Rechnung des Bahninfrastrukturfonds für das Jahr 2022 sowie über die Rechnung des
Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrsfonds für das Jahr 2022 an.
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Die Frage nach den Hauptschuldigen für das strukturelle Defizit stellten sich auch die
Fraktionen Im Nationalrat. Laurence Fehlmann Rielle (sp, GE) verwies für die SP-
Fraktion vor allem auf die Unsicherheiten bei der Verrechnungssteuer und forderte zur
Behebung der Finanzierungsprobleme einen Ausbau der Steuereinnahmen anstelle der
vom Bundesrat bereits geplanten Querschnittskürzungen. Gerhard Andrey (gp, FR)
kritisierte ergänzend das asymmetrische Schuldenmanagement des Bundes – Defizite
würden abgebaut, aber Gewinne nicht genutzt –, wodurch die Schulden abgebaut
würden, anstatt dass man Einnahmen und Ausgaben im Gleichgewicht halte. Als «nicht
weiter tragisch» erachtete Roland Fischer (glp, LU) das strukturelle Defizit, zumal der
Bund seit Einführung der Schuldenbremse trotz aller Krisen nur CHF 800 Mio. mehr
ausgegeben als eingenommen habe. Weniger erfreut zeigte sich Jean-Paul Gschwind
(mitte, JU) für die Mitte-Fraktion. Er betonte die Relevanz von Ausgabenkontrollen,
Einhaltung der Schuldenbremse und Stabilisierung oder Abbau der Schulden im
Hinblick auf die zukünftigen Finanzierungsprobleme. Auch Anna Giacometti (fdp, GR)
stellte die Schuldenbremse ins Zentrum, diese sei «der Garant für eine
wettbewerbsfähige Schweiz», weshalb man ihre Aufweichung verhindern wolle. Lars
Guggisberg (svp, BE) kritisierte schliesslich vor allem die «masslose[...] Ausgabenpolitik
dieses Parlamentes in den letzten Jahren», das für den «erheblichen» Anstieg der
Ausgaben verantwortlich sei, wobei die Ausgaben zur Umgehung der Schuldenbremse
immer häufiger ausserordentlich verbucht würden. In der Folge sprach sich der
Nationalrat mit 132 zu 52 Stimmen – letztere stammten von den Mitgliedern der SVP-
Fraktion – für Annahme der Staatsrechnung 2022 aus. Nur vereinzelte ablehnende
Stimmen aus der SVP-Fraktion gab es gegen den Bundesbeschluss über die Rechnung
des Bahninfrastrukturfonds für das Jahr 2022, einstimmig nahm der Nationalrat den
Bundesbeschluss über die Rechnung des Nationalstrassen- und
Agglomerationsverkehrsfonds für das Jahr 2022 an. 2

1) AB NR, 2021, S. 1080 ff.; AB SR, 2021, S. 402 ff.
2) AB NR, 2023, S. 1001 ff.; AB SR, 2023, S. 356 ff.
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